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Förderung unabhängiger Medien in Bosnien-Herzegowina 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit dem Abkommen von Dayton haben die Unterzeichnerstaaten 
sich verpflichtet, einen Beitrag für den Friedensprozeß im ehema-
ligen Jugoslawien zu leisten. Zu diesem schwierigen und lang-
wierigen Weg, zum Wiederaufbau von Politik, Verwaltung, Infra-
struktur, Wirtschaft und gesellschaftlichen Institutionen gehört 
auch der Aufbau unabhängiger Informationsmedien - zumal die-
ser Krieg nicht allein von militärischen Waffen, sondern auch von 
den Waffen der Haßpropaganda geprägt war. 

Die freie Berichterstattung, die zivile Kontrolle der Macht durch 
freie Medien, ist stets ein wesentliches Element für den Aufbau der 
zivilen Gesellschaft. Sie ist zugleich eine wichtige Voraussetzung 
für die von der OSZE vorbereiteten Wahlen und für die Hilfe der 
internationalen Staatengemeinschaft beim Wiederaufbau 
Bosnien-Herzegowinas. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. sich im Rahmen des Peace Implementation Council (PIC) für 
die Einrichtung einer unabhängigen Fernsehstation für 
Bosnien-Herzegowina einzusetzen, die ein landesweites Pro-
gramm produziert, das sich am Aufbau der zivilen Gesellschaft 
orientiert. Für einen Übergangszeitraum sollte die Unabhän-
gigkeit dieses Senders durch die Aufsicht der mit dem Dayton-
Abkommen eingesetzten Menschenrechtskommission ge

-

währleistet werden; 

2. die Initiative dafür zu ergreifen, daß die Schaffung weiterer un-
abhängiger TV-Sender, Radiostationen, Wochenzeitungen und 
Tagespresse in Bosnien-Herzegowina durch die internationa-
len und bilateralen Wiederaufbauprogramme verstärkt geför-
dert wird, z. B. im Rahmen der UNESCO, der EU-Kommission, 
des Europarates, der OSZE und der politischen Stiftungen in 
Deutschland; 
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3. die Initiative der Deutschen Welle und anderer Auslandsdien-
ste für den Aufbau eines übernationalen Informationspro-
gramms zu unterstützen, das kurzfristig die Aufgabe erhält, im 
Rahmen des Dayton-Prozesses die Demokratisierung zu för-
dern; 

4. das bereits vom Europarat unterstützte Projekt des ,,Alternati-
ven Informationsnetzwerks" (AIM) auch durch bilaterale Hil-

fe zu fördern; 

5. sich in der Menschenrechtskommission der Vereinten Natio-
nen dafür einzusetzen, daß die zuständigen Sonderbericht-
erstatter - für das ehemalige Jugoslawien sowie für Meinungs-
und Redefreiheit - die Situation der unabhängigen Medien 
kontinuierlich beobachten; 

6. in Deutschland selbst die finanziellen Mittel für einen Infor-
mationsdienst bereitzustellen, der die Bürgerkriegsflüchtlinge 
mit Sachinformationen in deren Heimatsprache versorgt. 

Bonn, den 13. März 1996 
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Begründung 

Die Nachkriegserfahrungen der Deutschen nach 1945 haben sehr 
eindrucksvoll belegt, daß der Aufbau der pluralistischen Demo-
kratie ein zentraler Bestandteil des Friedens sein muß. Die Um-
setzung des Dayton-Abkommens hat zwar zur Beendigung der 
Kriegshandlungen in Bosnien-Herzegowina geführt, doch wird der 
Friedensprozeß sich voraussichtlich noch über mehrere Jahre er-
strecken. 

Jüngste Vorkommnisse in allen Gebieten des ehemaligen Jugos-
lawien belegen, wie repressiv das Führungspersonal des Krieges 
mit den Medien des Friedens umzugehen gewillt ist. Die Arbeit 
der internationalen Gemeinschaft darf nicht durch autoritäre Me-
dienkontrolle gefährdet werden. 

Bereits 1993 war von der Europäischen Union die Initiative für ein 
übernationales Informationsprogramm ergriffen worden, die je-
doch scheiterte. Jetzt sollte die Bundesregierung erneut initiativ 
werden, um der Deutschen Welle und den ihr befreundeten Sen

-

dern in Großbritannien und Frankreich bei einem solchen Vorha-
ben zu helfen. 


